Deutsdier Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Drucksache Nr. 4380 


Mündlicher Bericht 

des Ausschusses für Angelegenheiten der inneren 
Verwaltung 

(24. Ausschuß) 

über den Entwurf eines Bundesevakuiertengesetzes 
- Nr. 4180 der Drudisadien - 


Berichterstatter: 

Abgeordnete Frau Nadig 

Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Entwurf eines Bundesevakuiertengesetzes mit den aus der 
nachfolgenden Zusammenstellung ersichtlichen Änderungen anzu- 
nehmen, 

2. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Petitionen für erledigt zu 
erklären. 


Bonn, den 21. Mai 1953 


Der Ausschuß für Angelegenheiten 
der inneren Verwaltung 

Maier (Freiburg) Frau Nadig 

Vorsitzender Berichterstatter 


Drudt: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur. Bonn 
Allein- Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30. 
und Wiesbaden, Nietzschestraße 1 



Zusammenstellung 


des 

Entwurfs eines Bundesevakuiertengesetzes 

- Nr. 4180 der Drudisachen - 

mit den Besdilüssen des Ausschusses für Angelegenheiten der inneren Verwaltung 

(24. Ausschuß) 


Entwurf 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Entwurf eines Bundesevakuiertengesetzes 

ABSCHNITT I 
Personenkreis 

§ 1 

Evakuierte 

(1) Evakuierte sind Personen, die 

1. in der Zeit vom 26. August 1939 bis 
7. Mai 1945 ihre Wohnsitzgemeinde (Aus- 
gangsort) im Geltungsbereich desGrund- 
gesetzes oder im Land Berlin 
aus kriegsbedingten Gründen verlassen 
mußten und in einer anderen Gemeinde 
(Zufluchtsort) im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes oder im Land 
Berlin Aufnahme gefunden haben oder 

2. als Heimkehrer im Sinne der §§ 1 und 1 a 
des Heimkehrergesetzes in der Fassung 
vom 30. Oktober 1951 (Bundesgesetzbl. I 
S. 875) am Zufluchtsort ihrer evakuierten 
Haushaltsgemeinschaft im Geltungsbereich 
desGrundgesetzesoderimLand 
Berlin Aufnahme gefunden haben oder 
finden. 

(2) Absatz 1 findet auchauf dienach 
der Evakuierung (Verlassen des 
Ausgangsortes) geborenen, legi- 
timierten oder an Kindes Statt 
angenommenen Kinder Anwendung, 
soweltslezuder Haushaltsgemeinschaft 
des Evakuierten gehören. 


Beschlüsse des 2 4. Ausschusses 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Entwurf eines Bundesevakuiertengesetzes 

ABSCHNITT I 
Personenkreis 

§1 

Evakuierte 

(1) Evakuierte sind Personen, die 

1. in der Zeit vom 26. August 1939 bis 
7. Mai 1945 ihre Wohnsitzgemeinde (Aus- 
gangsort) im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes aus kriegsbedingten Gründen ver- 
lassen und in einer anderen Gemeinde (Zu- 
fluchtsort) im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes Aufnahme gefunden haben oder 


2. als Heimkehrer Im Sinne der §§ 1 und 1 a 
des Heimkehrergesetzes In der Fassung 
vom 30. Oktober 1951 (Bundesgesetzbl. I 
S. 875) am Zufluchtsort ihrer evakuierten 
Haushaltsgemeinschaft im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes Aufnahme gefunden haben 
oder finden. 

(2) Absatz 1 findet auf alle zur Haushalts- 
gemeinschaft des Evakuierten gehörenden 
Personen Anwendung. 
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Entwurf 

(3) Als Zufluchtsort im Sinne des Absat- 
zes 1 Nr. 1 gilt die Wohnsitz- oder Aufent- 
haltsgemeinde im Zeitpunkt des Inkrafttre- 
tens dieses Gesetzes. 

(4) Kriegsbedingte Gründe im Sinne des 
Absatzes 1 liegen vor beim Verlassen der 
Wohnsitzgemeinde 

1. im Zusammenhang mit militärischen Maß- 
nahmen oder 

2. aus Anlaß der Entfernung der Bevöl- 
kerung oder der Verlagerung von Be- 
trieben aus kriegsgefährdeten Gebieten oder 


3. infolge Unbenutzbarkeit der Wohnung 
durch gänzliche oder teilweise Zerstörung 
oder infolge Entziehung der Wohnung auf 
Grund behördlicher Maßnahmen. 


S 2 


Anwendungsbereich 


(1) Soweit im folgenden nichts anderes be- 
stimmt wird, finden die Vorschriften dieses 
Gesetzes auf Evakuierte im Sinne des § 1 
Anwendung, die 

1 . einschließlich ihrer Haushaltsgemeinschaft 
im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Ge- 
setzes in ihren Ausgangsort noch nicht 
rückgeführt waren oder noch nicht zurüdk- 
gekehrt sind und 

2. ihren Rückkehrwillen erklären. Die Bun- 
desregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates für die Abgabe dieser Erklä- 
rung eine Ausschlußfrist festzusetzen. 

(2) Die Erklärung des Rückkehrwillens ge- 
mäß Absatz 1 Nr. 2 gilt als widerrufen, wenn 
der Evakuierte von der ihm gebotenen Rück- 
führung in seinen Ausgangsort nicht Ge- 
brauch macht, obwohl ihm die Rückführung 
zumutbar ist. 


Beschlüsse des 2 4. Ausschusses 
(3) unverändert 


(4) Kriegsbedingte Gründe im Sinne des 
Absatzes 1 liegen in der Regel vor beim Ver- 
lassen der Wohnsitzgemeinde 

1 . unverändert 

2. aus Anlaß der Entfernung von Personen 
oder der Verlagerung von Betrieben oder 
Anlagen aus kriegsgefährdeten Gebieten 
oder 

3. unverändert 


§2 


Anwendungsbereich 


(1) unverändert 


(2) Die Erklärung des Rückkehrwillens ge- 
mäß Absatz 1 Nr. 2 gilt als widerrufen, 
wenn der Evakuierte von der ihm gebotenen 
Rückführung in seinen Ausgangsort binnen 
einer ihm gesetzten Frist nicht Gebrauch 
macht, obwohl ihm die Rückführung zumut- 
bar ist. 


S 3 


§3 


Ausdehnung des Personenkreises Ausdehnung des Personenkreises 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, (1) unverändert 

durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates für Personengruppen, die 
nicht alle Voraussetzungen des § 1 erfüllen, 
aus Billigkeitsgründen die Vorschriften die- 
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Entwurf 

ses Gesetzes ganz oder teilweise für anwend- 
bar zu erklären, wenn diese Personengruppen 

1. In der Zeit vom 26. August 1939 bis 
31. Juli 1945 ihre Wohnsitzgemeinde 
im Deutschen Reich nach dem Gebietsstand 
vom 31. Dezember 1937 aus kriegsbeding- 
ten Gründen verlassen mußten und 

2. in den Geltungsbereich desGrundge- 
setz es oder in das Land Berlin 
zurückkehren oder dort Aufnahme gefun- 
den haben oder finden. 

(2) Durch Rechtsverordnungen nach Ab- 
satz 1 können Maßnahmen nach diesem Ge- 
setz eingeschränkt werden. 


ABSCHNITT II 
Registrierung 
§ 4 

Durchführung 

(1) Die Erklärung gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 2 
ist bei der von den Ländern zu bestimmen- 
den Behörde des Zufluchtsortes abzugeben. 
Diese Erklärung ist von der von den Ländern 
zu bestimmenden Behörde des Ausgangs- 
ortes in ein Register aufzunehmen, falls die 
Voraussetzungen der §§ 1 und 2 Abs. 1 er- 
füllt sind. Dem Antragsteller ist auf Ver- 
langen ein Bescheid zu erteilen. 

(2) Im Falle des § 5 Abs. 2 kann die Er- 
klärung auch nach Rückkehr bei der Behörde 
des Ausgangsortes abgegeben werden. 

(3) Die Eintragung gemäß Absatz 1 ist zu 
streichen, wenn die Voraussetzungen für die 
Aufnahme in das Register nicht Vorgelegen 
haben oder nicht mehr vorliegen. Über die 
Streichung ist ein schriftlicher Bescheid zu 
erteilen. 

(4) Durch die Registrierung wird das Vor- 
liegen der Voraussetzungen gemäß §§ 1 und 
2 Abs. 1 festgestellt. Diese Feststellung ist 
für die Behörden bindend. 


Beschlüsse des 2 4. Ausschusses 


l.in der Zeit vom 26. August 1939 bis 
31. Dezember 1946 ihre Wohnsitzgemeinde 
Im Deutschen Reich nach dem Gebiets- 
stand vom 31. Dezember 1937 aus kriegs- 
bedingten Gründen verlassen haben und 

2. In den Geltungsbereich dieses Gesetzes zu- 
rückkehren oder dort Aufnahme gefunden 
haben oder finden. 


(2) entfällt 


ABSCHNITT II 
Registrierung 
§4 

Durchführung 

(1) Die Erklärung gemäß § 2 Abs, 1 Nr. 2 
ist bei der von den Ländern zu bestimmen- 
den Behörde des Zufluchtortes abzugeben. 
Diese Erklärung Ist von der von den Län- 
dern zu bestimmenden Behörde des Aus- 
gangsortes in ein Register aufzunehmen, falls 
die Voraussetzungen der 1 und 2 Abs. 1 
erfüllt sind. Dem Antragsteller ist ein Be- 
scheid zu erteilen. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 
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Entwurf 

ABSCHNITT III 

Rückführung und wohnraummäßige 
Unterbringung 

§ 5 

Begriff 

(1) Die Rückführung ist freiwillig. Der 
Evakuierte ist in seinen Ausgangsort (§ 1 
Abs. 1) rückzuführen. Der Zeitpunkt der 
Rückführung bestimmt sich nach Maßgabe des 
zur Verfügung stehenden Wohnraumes und 
unter Berücksichtigung sozialer und wirt- 
schaftlicher Gründe. Die Rückführung er- 
folgt in einem behördlich gelenkten Rückfüh- 
rungsverfahren. 

(2) Der Rückführung im Sinne des Ab- 
satzes 1 steht eine Rückkehr des Evakuierten 
außerhalb des behördlich gelenkten Rück- 
führungsverfahrens in seinen Ausgangsort 
nadi Inkrafttreten des Gesetzes dann gleidi, 
wenn der Evakuierte durch Bescheinigung 
der Gemeindebehörde des Ausgangsortes eine 
Wohnung für sich und seine Haushalts- 
gemeinsdiaft nachweist. 

(3) Die Rückführung von Evakuierten 
kann auch im Rahmen der Umsiedlung von 
V ert riebenen erfolgen. 

§ 6 

Ersatzausgangsort 

F ü r d i e in einem Arbeits- oder Dienstver- 
hältnis stehendenEvakuierten kann 
auf Antrag der Arbeits- oder Dienstort, so- 
fern dieser in dem Lande liegt, 
indemsichderAusgangsort(§ l 
Abs. 1) befindet, als Ausgangsort im 
Sinne des § 1 Abs. 1 zugelassen werden. 


§ 7 

Rückführungspläne 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, im 
Rahmen der behördlidi gelenkten Rückfüh- 


Beschlüsse des 2 4. Ausschusses 

ABSCHNITT III 

Rückführung und wohnraummäßige 
Unterbringung 

Begriff 

unverändert 


§6 

Ersatzausgangsort 

(1) Steht ein Evakuierter in einem anderen 
als dem Zufluchtsort in einem Arbeits- oder 
Dienstverhältnis, so kann auf Antrag der 
Arbeits- oder Dienstort als Ausgangsort im 
Sinne des § 1 Abs. 1 zugelassen werden. 

(2) Als Ausgangsort im Sinne des § 1 Abs. 1 
kann im Wege der Familienzusammenfüh- 
rung die Wohnsitzgemeinde von Familien- 
angehörigen des Evakuierten zugelassen wer- 
den, wenn diese mit dem Evakuierten in ge- 
rader Linie verwandt sind. 

(3) Über den Antrag gemäß Absatz 1 oder 2 
entscheidet die für den beantragten Ersatz- 
ausgangsort zuständige Landesbehörde. 

§7 

Rückführungspläne 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, im 
Rahmen der behördlidi gelenkten Rückfüh- 
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Entwurf 

rung durch Rechtsverordnung mit Zustim- 
mung des Bundesrates Rückführungspläne für 
die Rückführung von Land zu Land zu er- 
lassen, in denen Zeit, Art, Umfang und 
Reihenfolge der Rückführung geregelt 
werden. 


S 8 

Kosten der Rückführung 

Die Kosten der Rückführung oder Rück- 
kehr des Evakuierten (§ 5) trägt das Land, 
in dem der Evakuierte zur Zelt seiner Rück- 
führung oder Rückkehr seinen Wohnsitz 
oder Aufenthalt hat, es sei denn, daß 
die Tragung dieser Kosten dem 
Evakuierten zugemutet werden 
kann. 


S 9 


Wohnraummäßige Unterbringung im 
Ausgangsort 

(1) Die wohnraummäßige Unterbringung 
der Evakuierten im Ausgangsort (§ 1 Abs. 1 
und § 6) ist eine vordringliche Aufgabe der 
Wohnraumbewirtschaftung und des öffent- 
lidi geförderten Wohnungsbaues. 

(2) Evakuierten ist ein angemessener Teil 
des vorhandenen und des neu zu schaffenden 
Wohnraumes zuzuteilen. 

(3) Im Rahmen der Wohnungsbaupro- 
gramme für den öffentlich geförderten sozia- 
len Wohnungsbau (§§ 13 ff. des Ersten Woh- 
nungsbaugesetzes vom 24. April 1950 — 
Bundesgesetzbl. I S. 83 — ) ist in möglichst 
weitem Umfange zugunsten der Evakuierten 
auch die Begründung von Eigentum an Woh- 
nungen (Eigenheimen, Kleinsiedlungen, Woh- 
nungseigentum oder Dauerwohnrecht) zu 
fördern. 

(4) Hinsichtlich des Wohnraumes, der im 
Rahmen des allgemeinen sozialen Wohnungs- 
baues mit öffentlichen Mitteln gefördert 


Beschlüsse des 2 4. Ausschusses 

rung durch Rechtsverordnung mit Zustim- 
mung des Bundesrates Rückführungspläne 
für die Rückführung von Land zu Land zu 
erlassen, in denen Zeit, Art, Umfang und 
Reihenfolge der Rückführung und die Finan- 
zierung der wohnraummäßigen Unterbrin- 
gung geregelt werden. 

Kosten der Rückführung 

(1) Die Kosten der Rückführung oder 
Rückkehr des Evakuierten (§ 5) trägt das 
Land, in dem der Evakuierte zur Zeit seiner 
Rückführung oder Rückkehr seinen Wohn- 
sitz oder Aufenthalt hat. 


(2) Die Kosten der Rückführung oder 
Rückkehr einschließlich der Rückführung im 
Rahmen der Umsiedlung von Vertriebenen 
(§ 5) werden vom Bund in dem Verhältnis 
übernommen, in dem die im Rahmen der 
Kriegsfolgenhilfe anfallenden Fürsorgekosten 
verrechnet werden. 


§9 

Wohnraummäßige Unterbringung 
im Ausgangsort 

unverändert 
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Entwurf 


Beschlüsse des 2 4. Ausschusses 


wird, wird die Bundesregierung ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates Vorschriften über die ange- 
messene Berücksichtigung der Evakuierten 
bei der Zuteilung des neu zu schaffenden 
Wohnraumes zu erlassen. 

(5) Unbeschadet des § 5 Abs. 3 ist auch die 
Wohnraumbeschaffung für die Rückführung 
der Evakuierten von Land zu Land, soweit 
sie ihren Zufluchtsort außerhalb der Flücht- 
lingsabgabeländer haben oder ihre Rück- 
führung zwischen Flüchtlingsabgabeländern 
erfolgt, in einem angemessenen Zeitraum 
sicherzustellen. 


ABSCHNITT IV 

Betreuungsmaßnahmen im Ausgangsort 
(§ 1 Abs. 1, § 6) 

§ 10 

Allgemeine Vorschriften über die Zulassung 
zur Berufs- und Gewerbeausübung 

(1) Ist für die Ausübung eines Berufes oder 
Gewerbes eine Konzession, Erlaubnis, Ge- 
nehmigung oder Zulassung erforderlich, 
deren Erteilung von der Prüfung eines Be- 
dürfnisses oder ähnlicher Voraussetzungen 
abhängt, so ist Evakuierten auf Antrag die 
ihnen vor der Evakuierung in ihren Aus- 
gangsorten erteilte Konzession, Erlaubnis, 
Genehmigung oder Zulassung, falls sie er- 
loschen ist, wieder zu erteilen, ohne daß das 
Vorliegen eines Bedürfnisses oder ähnlicher 
Voraussetzungen geprüft wird; die persön- 
lichen Voraussetzungen müssen jedoch gege- 
ben sein, 

(2) Vorschriften, die für die Zulassung zu 
einem Gewerbe Höchstzahlen festsetzen, fin- 
den auf Evakuierte im Sinne des Absatzes 1 
keine Anwendung. 

(3) Unberührt bleibt die Prüfung des öf- 
fentlichen Verkehrsbedürfnisses im Straßen- 
verkehr. Bei der Erteilung von Genehmi- 
gungen, Erlaubnissen und Bescheinigungen 
im Straßenverkehr sind Evakuierte Im Sinne 
des Absatzes 1 In ihren Ausgangsorten be- 
vorzugt zu berücksichtigen. 


ABSCHNITT IV 

Betreuungsmaßnahmen im Ausgangsort 
(§ 1 Abs. 1, § 6) 

S 10 

Allgemeine Vorschriften über die Zulassung 
zur Berufs- und Gewerbeausübung 

unverändert 
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Entwurf 


§ 11 


Zulassung zur Kassenpraxis 

Ein Evakuierter, der vorderEvakuie- 
r u n g als Arzt, Zahnarzt oder Dentist im 
Ausgangsort zur Kassenpraxis zuge- 
lassen war, bleibt zugelassen, wenn er in 
seinen Ausgangsort rückgeführt wird oder 
zurückkehrt. Einer Zustimmung der betei- 
ligten Zulassungsausschüsse bedarf es nicht. 


§ 12 


Kredite, Zinsverbilligungen, Bürgschaften 
und Teilhaberschaften 


(1) Die selbständige Erwerbstätigkeit der 
Evakuierten im Gewerbe und in freien Be- 
rufen in ihren Ausgangsorten soll durch Ge- 
währung von Krediten aus öffentlichen Mit- 
teln zu günstigen Zins-, Tilgungs- und Siche- 
rungsbedingungen, durch Zinsverbilligungen 
und Bürgschaftsübernahmen gefördert 
werden. 

(2) Zur Förderung selbständiger Erwerbs- 
tätigkeit in den Ausgangsorten soll auch die 
Umwandlung laufender hochverzinslicher und 
kurzfristiger Kredite in langfristige, zu gün- 
stigen Zins- und Tilgungsbedingungen er- 
möglicht werden. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entspre- 
chend für Unternehmen in den Ausgangs- 
orten, an denen Evakuierte mindestens mit 
der Hälfte des Kapitals beteiligt sind, sofern 
die Beteiligung für mindestens sechs Jahre 
sichergestellt ist. Beteiligungen der öffent- 
lichen Hand, die der Konsolidierung solcher 
Betriebe dienen, bleiben bei der Ermittlung 
der Beteiligung außer Ansatz, wenn den Eva- 
kuierten das Recht eingeräumt ist, die Be- 
teiligung der öffentlichen Hand abzulösen. 

(4) Die Vergünstigungen des Absatzes 1 
können auch Unternehmen gewährt werden, 
die Evakuierten den Aufbau einer selbstän- 
digen Existenz in ihren Ausgangsorten da- 
durch ermöglichen, daß sie ihnen eine Be- 
teiligung von mindestens 35 v. H. an ihrem 
Kapital und Gewinn auf die Dauer von min- 


Beschlüsse des 2 4. Ausschusses 


§ 11 


Zulassung zur Kassenpraxis 

(1) Ein Evakuierter, der als Arzt, Zahnarzt 
oder Dentist im Ausgangs- oder Zufluchts- 
ort zur Kassenpraxis zugelassen war, bleibt 
zugelassen, wenn er in seinen Ausgangsort 
rückgeführt wird oder zurückkehrt. Einer 
Zustimmung der beteiligten Zulassungsaus- 
schüsse bedarf es nicht. 

(2) Das gilt auch für solche Ärzte, Zahn- 
ärzte und Dentisten, auf die die Vorausset- 
zungen des § 1 zutreffen, die aber bereits vor 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes an ihren 
Ausgangsort zurückgekehrt sind. 


§ 12 


Kredite, Zinsverbilligungen, Bürgschaften 
und Teilhaberschaften 


(1) Die selbständige Erwerbstätigkeit der 
Evakuierten im Gewerbe, in der Landwirt- 
schaft und in freien Berufen in ihren Aus- 
gangsorten soll durch Gewährung von Kre- 
diten aus öffentlichen Mitteln zu günstigen 
Zins-, Tilgungs- und Sicherungsbedingungen, 
durch Zinsverbilligungen und Bürgschafts- 
übernahmen gefördert werden. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 
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Entwurf 

destens sechs Jahren sowie eine Beteiligung 
an der Geschäftsführung einräumen (Teil- 
haberschaft). 

5 13 

Kontingente 

(1) Die für die Anordnung oder Durch- 
führung von Kontingentierungsmaßnahmen 
auf dem Gebiete der Erzeugung und der Ver- 
teilung von Gütern sowie der Zuteilung von 
Leistungen und Zahlungsmitteln für gewerb- 
liche Zwecke zuständigen Behörden und Or- 
ganisationen der Wirtschaft haben die Be- 
triebe der Evakuierten in den Ausgangsorten 
unter Berücksichtigung ihrer besonderen 
Lage angemessen zu beteiligen. 

(2) Sofern bei der Festsetzung von Kontin- 
genten ein in der Vergangenheit liegender 
Zeitraum oder Zeitpunkt zugrunde gelegt 
wird, ist bei den In Absatz 1 genannten Be- 
trieben auf Antrag in der Regel ein anderer 
entsprechender Zeitraum oder Zeitpunkt zu- 
grunde zu legen, welcher der Anordnung 
der Kontingentierungsmaßnahmen vorausgeht 
und den besonderen Verhältnissen dieser Be- 
triebe Rechnung trägt. 

§ 14 

Vermietung, Verpachtung und Übereignung 
durch die öffentliche Hand 

Soweit die öffentliche Hand Grund und 
Boden, Räumlichkeiten oder Betriebe in den 
Ausgangsorten zum Zwecke einer bestimm- 
ten gewerblichen Nutzung vermietet, ver- 
pachtet oder übereignet, sollen Evakuierte, 
die vor der Evakuierung auf Grund solcher 
Rechtsbeziehungen ein gleichartiges Gewerbe 
im Ausgangsort ausgeübt haben, bevorzugt 
berücksichtigt werden. 

§ 15 

Arbeiter und Angestellte 

(1) Die Bundesanstalt für Arbeitsvermitt- 
lung und Arbeitslosenversicherung hat in 
freie Arbeitsstellen bevorzugt Evakuierte zu 
vermitteln, die sich nach Ihrer Rückführung 
oder Rückkehr an den Ausgangsort erstmalig 
arbeitslos gemeldet und seit dem Zeitpunkt 
der Rückführung oder Rückkehr weniger als 


Beschlüsse des 2 4. Ausschusses 


§ 13 

Kontingente 

unverändert 


§ 14 

Vermietung, Verpachtung und Übereignung 
durch die öffentliche Hand 

Soweit die öffentliche Hand Grund und 
Boden, Räumlichkeiten oder Betriebe In den 
Ausgangsorten zum Zwecke einer bestimm- 
ten gewerblichen oder landwirtschaftlichen 
Nutzung vermietet, verpachtet oder übereig- 
net, sollen Evakuierte, die vor der Evakuie- 
rung auf Grund solcher Rechtsbeziehungen 
ein gleichartiges Gewerbe oder einen gleich- 
artigen Beruf Im Ausgangsort ausgeübt 
haben, bevorzugt berücksichtigt werden. 

§ 15 

Arbeiter und Angestellte 
unverändert 
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Entwurf 

ein Jahr in Beschäftigung gestanden haben. 
Außerdem hat die Bundesanstalt dahin zu 
wirken, daß dieser Personenkreis auf Antrag 
aus berufsfremder Beschäftigung in die er- 
lernten oder überwiegend ausgeübten Berufe 
vermittelt wird. 

(2) In die Beschäftigungszeit nach Absatz 1 
Satz 1 werden Zeiten der Notstandsarbeit, 
geringfügiger Beschäftigung sowie einer Be- 
schäftigung, die diesen Personen nach ihrer 
beruflichen Vorbildung, ihrem Alter oder 
Gesundheitszustand als Dauerbeschäftigung 
nicht zugemutet werden kann, nicht einge- 
rechnet. 

§ 16 

Lehrlings- und sonstige Ausbildungsstellen 

(1) Die Bundesanstalt für Arbeitsvermitt- 
lung und Arbeitslosenversicherung hat unter 
Mitwirkung der zuständigen Organisationen 
der Wirtschaft dahin zu wirken, daß bei der 
Besetzung von Lehrlingsstellen und Ausbil- 
dungsstellen sonstiger Art Evakuierte in 
ihren Ausgangsorten unter Berücksichtigung 
der Berufsnachwuchslage der Landesarbeits- 
amtsbezirke sowie der Eignung der Lehr- 
stellenbewerber angemessen beteiligt werden. 

(2) Sofern für die Schaffung zusätzlicher 
Lehrstellen und Ausbildungsstellen sonstiger 
Art einschließlich der Einrichtung von Lehr- 
werkstätten und Lehrlingswohnheimen Bun- 
desmittel zur Verfügung gestellt werden, 
sind diese bevorzugt für die Unterbringung 
von Evakuierten in ihren Ausgangsorten zu 
verwenden. 


5 17 

Dauerarbeitsplätze 

(1) Zur Schaffung von zusätzlichen Dauer- 
arbeitsplätzen für Evakuierte in den Aus- 
gangsorten sollen aus öffentlichen Mitteln 


Beschlüsse des 2 4. Ausschusses 


§ 16 

Lehrlings- und sonstige Ausbildungsstellen 
(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Nach Maßgabe der vom Bund bereitzu- 
stellenden Mittel sollen Beihilfen zur Berufs- 
ausbildung jugendlicher Evakuierter oder zur 
Umschulung für einen geeigneten Beruf ge- 
währt werden (Ausbildungsbeihilfen), sofern 
nicht bereits vorhandene gesetzliche Vor- 
schriften eine Regelung vorsehen. Das Nähere 
bestimmt der Bundesminister des Innern im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister der 
Finanzen. 

^ 17 

Dauerarbeitsplätze 

unverändert 
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Beschlüsse des 2 4. Ausschusses 


Kredite zu günstigen Zins-, Tilgungs- und 
Sicherungsbedingungen sowie Zinsverbilli- 
gungen gewährt und Bürgschaften übernom- 
men werden. 

(2) In besonderen Fällen können die Ver- 
günstigungen des Absatzes 1 auch gewährt 
werden 

1. für Restfinanzierung, sofern durch diese 
die Schaffung zusätzlicher Dauerarbeits- 
plätze ermöglicht wird, jedoch nicht für die 
nachstellige Finanzierung von Wohnungs- 
bauten oder 

2. zur Erhaltung gefährdeter Dauefarbeits- 
plätze. 

§ 18 

Nichtanwendung beschränkender 
VorsÄrlften 

Vorschriften, nach denen die Ausübung 
eines Rechts oder die Erlangung einer Be- 
rufsstellung von einer besonderen Beziehung 
zu einem Land oder einer Gemeinde (z. B. 
Wohnsitzdauer, Ausbildung usw.) abhängig 
gemacht ist, finden auf Evakuierte nur mit 
der Maßgabe Anwendung, daß ihnen durch 
die Abwesenheit vom Ausgangsort keine 
Nachteile entstehen dürfen. 

§ 19 

Ersatz von Fürsorgekosten 

(1) Bei Evakuierten Ist anzunehmen, daß 
durch die Fieranziehung zum Ersatz von Für- 
sorgekosten nach §§ 25 und 25 a der Verord- 
nung über die Fürsorgepflicht die Fierstel- 
lung einer den Zeltverhältnissen entsprechen- 
den Lebensgrundlage beeinträchtigt wird; 
deshalb ist nach § 4 der Verordnung über 
den Ersatz von Fürsorgekosten vom 30. Ja- 
nuar 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 154) von 
der Geltendmachung von Ersatzansprüchen 
abzusehen. 

(2) Ein nach bürgerlichem Recht unterhalts- 
pflichtiger Evakuierter ist, soweit es sich um 
eine Person handelt, auf welche sich die Vor- 
schrift des § 1603 Abs. 1 des Bürgerlichen 
Gesetzbuches bezieht, zum Ersatz von Für- 
sorgekosten nach 5 21a der Verordnung über 
die Fürsorgepflicht In der Regel nicht heran- 
zuziehen. 

(3) Unbeschadet der Regelung nach Ab- 
satz 2 bleiben die Ersatzansprüche der Für- 


S 18 

Nichtanwendung beschränkender 
Vorschriften 

unverändert 


§ 19 


Ersatz von Fürsorgekosten 
unverändert 
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sorgeverbände nach der Reichsversicherungs- 
ordnung, nach den Vorschriften über die 
Arbeitslosenunterstützung und die Arbeits- 
losenfürsorge, über die Kriegsopferversor- 
gung, die Kriegsschadenrente und nach § 21 a 
der Verordnung über die Fürsorgepflicht un- 
berührt, soweit diese Ansprüche einen Zeit- 
raum betreffen^ für den Fürsorgeleistungen 
gewährt wurden. 


S 20 

Härtefälle 

Soweit sich in einzelnen Fällen bei Anwen- 
dung dieses Gesetzes unbillige Härten erge- 
ben, kann, sofern die Voraussetzungen der 
§§ 1 und 2 gegeben sind, der Bundes- 
minister des Innern Maßnahmen nach 
diesem Gesetz ganz oder teilweise zulassen. 


§ 21 


Gemeinsame Vorschriften 


( 1 ) V ergleichbar e Betreuungsmaßnahmen 
nach anderen Gesetzen zugunsten anderer 
Personengruppen werden durch die Bestim- 
mungen der §§ 9 Abs. 1, 10 Abs. 3, 14, 15 
Abs. 1 und 16 Abs. 2 niAt berührt. 

(2) Die VorsAriften der §§ 10 bis 17 und 
19 finden bis zum Ablauf von drei Jahren 
naA der RüAführung oder RüAkehr des 
Evakuierten Anwendung, 

(3) Die VorsAriften der §§ 12, 13 und 17 
finden nur insoweit Anwendung, als sie zur 
ErleiAterung der Wiederbegründung einer 
durA die Evakuierung verlorenen Existenz 
des Evakuierten oder seiner Familienangehö- 
rigen in den Ausgangsorten erforderllA sind. 


ABSCHNITT V 
Straf- und SAlußbestimmungen 
§ 22 

ErsAleiAung von Vergünstigungen 
Mit Gefängnis und Geldstrafe oder einer 
dieser Strafen wird bestraft, wer vorsätzliA 


Beschlüsse des 2 4. Ausschusses 


§ 20 

Härtefälle 

(1) Soweit siA in einzelnen Fällen bei An- 
wendung dieses Gesetzes unbillige Härten er- 
geben, kann, sofern die Voraussetzungen der 
§§ 1 und 2 gegeben sind, die für den Aus- 
gangsort zuständige oberste Landesbehörde 
Maßnahmen naA diesem Gesetz ganz oder 
teilweise zulassen. 

(2) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
durA ReAtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates Betreuungsmaßnahmen nadh 
den §§10 und 18 auA für solche Evakuierte 
zuzulassen, die innerhalb von zwei Jahren 
vor Inkrafttreten dieses Gesetzes an ihre Aus- 
gangsorte zurüAgekehrt sind. 

§ 21 

Gemeinsame VorsAriften 
unverändert 


ABSCHNITT V 
Straf- und SAlußbestimmungen 
§ 22 

ErsAleiAung von Vergünstigungen 
unverändert 
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unrlditige oder unvollständige Angaben tat- 
sächlicher Art macht oder benutzt, um für 
sich oder einen anderen Rechte oder Ver- 
günstigungen, die Evakuierten Vorbehalten 
sind, zu erschleichen. 

^ 23 

Geltung des Gesetzes im Lande Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe d e r § § 
1 3 u n d 1 4 des Gesetzes über die Stellung des 
Landes Berlin im Finanzsystem des Bundes 
(Drittes Überleitungsgesetz) vom 4. Januar 
1952 (BundesgesetzbL I S. 1) auch im Land 
Berlin. 


§ 24 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nadi seiner 
Verkündung in Kraft. §§ 5, 6, 12, 13 und 17 
dieses Gesetzes gelten nicht fürdieRück- 
führung und Rückkehr inner- 
halb ^eines Landes, soweit durch Lan- 
desrecht eine anderweitige Regelung 
erfolgt ist. Sie treten, wenn das Land innerhalb 
von sechs Monaten nach Inkrafttreten dieses 
Gesetzes für die Rückführung und 
Rückkehr innerhalb des Landes 
eine anderweitige Regelung trifft, mit 
dem Inkrafttreten des Landesrechts außer 
Kraft. 


Beschlüsse des 2 4. Ausschusses 


§ 23 


Geltung des Gesetzes im Lande Berlin 


(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des 
§13 Abs. 1 des Gesetzes über die Stellung des 
Landes Berlin im Finanzsystem des Bundes 
(Drittes Überleitungsgesetz) vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land 
Berlin. Die Aufstellung der Pläne über die 
Rückführung von Evakuierten nach Berlin 
(§ 7) erfolgt im Benehmen mit dem Senat 
von Berlin. 

(2) Nach Maßgabe des Absatzes 1 Satz 2 
gelten Rechtsverordnungen, die auf Grund 
der in diesem Gesetz enthaltenen Ermäch- 
tigung erlassen werden, im Land Berlin nach 
§ 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 


§ 24 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung In Kraft. §§ 5, 6, 9, 12, 13 und 
17 dieses Gesetzes gelten nicht, soweit durch 
Landesrecht eine günstigere Regelung erfolgt 
ist. Sie treten, wenn das Land innerhalb von 
sechs Monaten nach Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes eine günstigere Regelung trifft, mit 
dem Inkrafttreten des Landesrechts außer 
Kraft. 
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